
Unternehmen sehen sich immer öfter mit „Klimaklagen“ kon-
frontiert. Der Beitrag weist nach, dass Betriebshaftpflicht- so-
wie Rechtsschutzversicherer für solche Klagen nur einge-
schränkt deckungspflichtig sind.1

Der Klimawandel ist längst auch ein Fall für die Gerichte gewor-
den;2 eine Datenbank der Columbia University listet weltweit be-
reits über 2.000 „Klimaklagen“.3 Während sich die einschlägigen
Verfahren zunächst primär im Öffentlichen Recht abspielten,4
müssen sich zunehmend auch private Unternehmen vor Gericht
für ihre CO2-Emissionen verantworten.5 Betroffen sind davon
bislang insbesondere die sogenannten carbon majors, also sehr
große Treibhausgasemittenten.

Paradigmatisch dafür ist die Klage einer niederländischen
NGO gegen den Ölkonzern Shell, die 2021 in die weltweit erste
Verurteilung eines privaten Unternehmens zu „mehr Klima-
schutz“ mündete. Das Bezirksgericht Den Haag verpflichtete
Shell zu einer Reduktion seiner CO2-Emissionen um 45% bis
2030 gegenüber 2019.6 Die zweite Instanz hat das erstinstanzliche
Urteil zwar jüngst gekippt,7 dass die Klägerin den Fall vor das
niederländische Höchstgericht bringen wird, wird aber erwartet,
sodass der endgültige Ausgang des Falls noch abzuwarten bleibt.

Vor deutschen Gerichten wird derweil seit bald zehn Jahren
die Klage des peruanischen Bauern Lliuya gegen den Energiever-
sorger RWE verhandelt. Der Kläger macht die CO2-Emissionen
von RWE dafür (mit)verantwortlich, dass die Gletscher in den
Anden schmelzen, weshalb ein gestauter Gletschersee sein
Grundstück zu überschwemmen droht.8 Weitere Klimaklagen
sollenVolkswagen, BMW undMercedes-Benz zu einer vorzeitigen

Einstellung der Produktion von Fahrzeugen mit Verbrennungs-
motoren undWintershall Dea zu einer Reduktion seiner Öl- und
Gasförderung bewegen.9 In der Schweiz haben unterdessen indo-
nesische Inselbewohner dem weltweit führenden Zementherstel-
ler Holcim den Kampf angesagt, weil ihre Grundstücke infolge
des klimawandelbedingten Anstiegs des Meeresspiegels buch-
stäblich imMeer versinken; „schuld“ daran sollen unter anderem
die Emissionen von Holcim sein.10

Damit setzen „Klimakläger“ – mit wachsendem Erfolg und
begleitet von großer medialer Aufmerksamkeit – ein in Amerika
begonnenes Werk fort.11 Bereits vor gut 15 Jahren zog dort etwa
Herr Comer gegen einen US-amerikanischen Ölproduzenten vor
Gericht, weil sein Eigenheim dem – vom Klimawandel mutmaß-
lich verstärkten – Hurrikan Katrina zum Opfer gefallen war.12
Wenig später klagte eine Gemeinschaft der Inuit eine Reihe
US-amerikanischer Energieunternehmen, weil ihre im nördli-
chen Alaska gelegene Siedlung Kivalina durch das klimawandel-
bedingte Abschmelzen des Polareises und die Erosion des Per-
mafrostbodens unbewohnbar zu werden droht.13
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Aus dem Kivalina-Rechtsstreit ist auch der erste versicherungs-
rechtliche Deckungsprozess für Klimaklagen hervorgegangen:14
Eines der beklagten Energieunternehmen klagte nämlich seiner-
seits seinen Haftpflichtversicherer auf Deckung.15 Der vom Sup-
reme Court of Virginia entschiedene Fall AES v Steadfast Insu-
rance gilt seither als Referenzpunkt für die Diskussion um Ver-
sicherungsschutz für Klimaklagen.16

Er ist aber nicht der einzige Fall geblieben. Auch der hawaii-
anische Tankstellenbetreiber Aloha Petroleum, der sich mit Kli-
maklagen zweier hawaiianischer Gemeinden konfrontiert sieht,
verlangt Deckung von seinem Haftpflichtversicherer.17 Der Ha-
wai‘i Supreme Court hat dazu zuletzt auf Ersuchen des zuständi-
gen hawaiianischen District Court zwei entscheidungserhebliche
Fragen beantwortet; eine endgültige Entscheidung steht indessen
noch aus.18

Während US-amerikanische Beobachter mit einem weiteren
Anstieg an Deckungsprozessen rechnen,19 scheinen in Europa
bislang vorwiegend die Aufsichtsbehörden auf das Thema auf-
merksam geworden zu sein.20 Sie sehen in Klimaklagen insbeson-
dere eine Aufgabe für das Risikomanagement der Versicherer
(VR). Die europäische Versicherungsaufsichtsbehörde EIOPA er-
wartet, dass Versicherer das „risk of climate-related litigation“21 im
Rahmen des aufsichtsrechtlich vorgeschriebenen „Own Risk and
Solvency Assessments“ (ORSA; § 111 VAG) erfassen, mit dem
VR ihre Exposition und Solvabilität zu beurteilen haben. Auch
die Bank of England – die englische Versicherungsaufsichtsbe-
hörde – sieht in Klimaklagen „a potential exposure and risk ma-
nagement challenge“ für die Versicherer.22

Auch für europäische Versicherer ist es somit nicht nur ge-
schäftspolitisch opportun, sondern auch aufsichtsrechtlich gebo-
ten, ihre entsprechende Exposition zu evaluieren. Sie müssen
schließlich alle Risiken, denen sie tatsächlich oder möglicherweise
ausgesetzt sind, identifizieren, bewerten, überwachen und steuern
(§ 110 Abs 1 VAG). Versicherer sollten daher in einem ersten
Schritt ihre Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB)
durchforsten, um ein mögliches Expositionsrisiko zu „identifizie-
ren“, zu „bewerten“ und zu „überwachen“. Kommen sie zum Er-
gebnis, dass sie das Risiko zu den veranschlagten Prämien nicht
decken können, müssen sie dieses Risiko durch entsprechende
Anpassung ihrer Bedingungen oder Prämien „steuern“.

Was aufsichtsrechtlich geboten ist, hängt somit von der ver-
tragsrechtlichen Ausgangslage ab. Entscheidend für die De-
ckungspflicht des VR und den spiegelbildlichen Versicherungs-
schutz für den Versicherungsnehmer (VN) ist daher – wenig
überraschend – die Auslegung der individuellen vertraglichen
Vereinbarung zwischen dem VR und dem jeweiligen VN.

Entscheidend für die Deckungspflicht ist die
Auslegung individueller Vertragsbedingungen.

Wegen dieser Einzelfallbezogenheit lässt sich die Frage nach Ver-
sicherungsschutz für Klimaklagen nicht pauschal beantworten.
Da sich die in der Praxis verwendeten Bedingungen vielfach äh-
neln, lassen sich aber sehr wohl einige Strukturfragen herausar-
beiten. Als Referenzrahmen dienen dabei im Folgenden die Mus-
terbedingungen des Versicherungsverbands Österreich für die
Haftpflichtversicherung (AHVB/EHVB; dazu C.) und für die
Rechtsschutzversicherung (ARB; dazu D.).

Dass die Frage auch für die österreichische Versicherungs-
wirtschaft schlagend werden kann, liegt auf der Hand. Es dürfte

nur eine Frage der Zeit sein, bis privatrechtliche Klimaklagen
auch vor österreichischen Gerichten landen. Mit der Begrün-
dung eines Gerichtsstands in Österreich geht dann zwar noch
nicht automatisch die Verbindlichkeit österreichischer Versiche-
rungsbedingungen einher. Zu bedenken ist auch, dass insbeson-
dere bei Großrisiken eine umfassende Rechtswahlfreiheit
herrscht (Art 7 Abs 2 Rom I-VO). Aber dass sich der Versiche-
rungsschutz eines beklagten österreichischen Unternehmens
nach österreichischem Versicherungsrecht und nach österreichi-
schen Versicherungsbedingungen richtet, ist auch unter diesen
Prämissen ohne weiteres denkbar.

Der vorliegende Beitrag bezieht punktuell aber auch die Mus-
terbedingungen in Deutschland und der Schweiz mit ein, die
viele Gemeinsamkeiten, aber auch einige beachtliche Unterschie-
de zu den österreichischen Bedingungen aufweisen und damit
mögliche kautelarjuristische Gestaltungsspielräume aufzeigen
können. Der internationalen Dimension der Fragestellung Rech-
nung tragend, erfolgt freilich auch immer wieder ein Blick auf die
angloamerikanische Diskussion. Dabei wird sich zeigen, dass die
„Knackpunkte“ in angelsächsischen Deckungsprozessen vielfach
die gleichen sind wie auch im deutschsprachigen Raum.

Ausgeklammert bleiben dabei insbesondere vertragliche Kla-
gen wegen Greenwashing (etwa von Finanzprodukten) oder Kla-
gen von Gesellschaften oder Gesellschaftern (derivative actions)
gegen Geschäftsleiter, etwa wegen der unzureichenden Umset-
zung von Klimastrategien.23 Die folgenden Überlegungen be-
schränken sich vielmehr auf die außervertragliche Haftung von
Treibhausgasemittenten für die Folgen des globalen Klimawan-
dels.
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Dabei werden die Warnungen der Aufsichtsbehörden vor einem
Expositionsrisiko der VR umgehend begreiflich, wenn man sich
den primären Zweck der Haftpflichtversicherung vergegenwär-
tigt. Dieser liegt in der Befreiung des VN von berechtigten An-
sprüchen geschädigter Dritter (§ 149 VersVG).Wie die bisherigen
Klimaklagen zeigen, sind die potentiellen Geschädigten dabei zah-
lenmäßig unbegrenzt und sitzen überall auf der Welt. Sie leiten
ihre Ansprüche aus der großflächigen Zerstörung des Planeten
ab. Eine Pflicht, die Verursacher globaler Klimaschäden von deren
Haftpflicht zu befreien, könnte daher auch für die leistungsfähigs-
te Versicherungswirtschaft schnell existenzbedrohend werden.

Dass dieses Szenario dennoch keine Chimäre ist, zeigt nicht
nur die erstinstanzliche Verurteilung von Shell in den Niederlan-
den. Auch die mittlerweile bald zehnjährige Verfahrensdauer im
Fall Lliuya verdeutlicht, dass die deutschen Gerichte die Klima-
klage gegen RWE ernst nehmen; anfängliche Bedenken gegen
ihre Schlüssigkeit hat das OLG Hamm nicht geteilt.24 Auch das
Zuger Kantonsgericht hat die Klimaklage gegen Holcim zumin-
dest als nicht „aussichtslos“ eingestuft und den Klägern daher
„unentgeltliche Rechtspflege“ (Verfahrenshilfe) gewährt.25

Zwar gibt es (sehr) gute Gründe, eine zivilrechtliche Einstands-
pflicht privater Unternehmen für die Folgen des globalen Klima-
wandels zu verneinen.26 Daran muss aber eine Deckungspflicht
des Haftpflichtversicherers nicht scheitern. Das zeigt die Debatte
in den USA, wo Klimaklagen gegen private Unternehmen bislang
durchwegs erfolglos waren,27 die Diskussion um Versicherungs-
schutz aber gerade Fahrt aufnimmt. Der VR schuldet diesseits
wie jenseits des Atlantiks nämlich neben der Freistellung von
berechtigten Ansprüchen auch die Abwehr unberechtigter An-
sprüche (§ 150 Abs 1 Satz 2 VersVG; „Rechtsschutzfunktion“).28
Daher gilt: „Even a completely meritless climate change suit could
trigger [an] insurer’s duty to defend.“29

Beunruhigend ist für Haftpflichtversicherer zwar wohl in ers-
ter Linie die Aussicht, ihre VN von berechtigten Schadenersatz-
ansprüchen einer potentiell unbegrenzten Anzahl an Klimage-
schädigten freistellen zu müssen (C.1.). Dennoch kann auch
die Abwehr unberechtigter Klimaklagen „ins Geld gehen“.30 Das
hawaiianische UnternehmenAloha Petroleum beziffert seine Ver-
teidigungskosten etwa mit USD 880.000,–.31

Diese Summe mag zum Teil hohen Honoraren US-amerika-
nischer Anwälte und dem Umstand geschuldet sein, dass das US-
amerikanische Prozessrecht keine „loser pays“-Regel kennt, so-
dass selbst die erfolgreiche Abwehr einer Klimaklage kosten-
pflichtig erkauft werden muss. Dennoch sind beklagte Unterneh-
men auch im deutschsprachigen Raum – wo grundsätzlich die
unterlegene Partei die Verfahrenskosten trägt (§ 41 Abs 1 ZPO)32
– nicht vor hohen Rechtsverteidigungskosten gefeit. Zum einen
werden Rechtsanwaltskosten nämlich nur nach den jeweiligen
Honorarordnungen (in Österreich nach dem RATG) ersetzt.33
Zum anderen muss das beklagte Unternehmen die Verfahrens-
kosten vorstrecken und trägt somit das Insolvenzrisiko des Drit-
ten.34 Daher besteht auch für Rechtsschutz in Haftpflichtprozes-
sen ein eminentes Versicherungsbedürfnis.

Die Frage, ob der VN dem geschädigten Dritten haftet, ist
somit von der Frage zu trennen, ob der VR dem VN deckungs-
pflichtig ist. Über die erste Frage entscheidet das Haftungsrecht,
über die zweite Frage entscheiden die AHVB/EHVB.

a) „Schadenersatzverpflichtungen“
Versicherungsschutz besteht nach den AHVB/EHVB für „die Er-
füllung von Schadenersatzverpflichtungen, die dem VN wegen
eines Personenschadens, eines Sachschadens (oder eines Sachfol-
geschadens) aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts erwachsen“, soweit sie aus der Inneha-
bung bzw Verwendung betrieblicher Einrichtung resultieren
(Art 1.2.1.1 AHVB; Abschn A.1. EHVB).

Damit stellt Art 1.2.1.1 AHVB bereits die erste Weiche. Un-
problematisch der primären Risikobeschreibung unterfallen
bspw die Fälle Comer und Holcim: In beiden Fällen verlangen
geschädigte Immobilieneigentümer Schadenersatz für – mut-
maßlich klimawandelbedingte – Sachschäden.35

In anderen Fällen bedarf die Frage nach der Deckungspflicht
indessen „einer intensiven juristischen Prüfung“.36 Welch heikle
Abgrenzungsfragen damit einhergehen können, zeigt der Fall
Lliuya. Der Kläger macht die CO2-Emissionen von RWE für
das Anschwellen eines Gletschersees (mit)verantwortlich, der
sein Grundstück zu überfluten droht. Er begehrt die Feststellung,
dass ihm RWE den Ersatz von Aufwendungen zum Schutz seines
Eigentums schuldet – und stützt sich auf einen Beseitigungsan-
spruch nach § 1004 BGB.37 Diese Bestimmung findet in Öster-
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reich ihre Entsprechung am ehesten in der actio negatoria des
§ 523 ABGB.38

Aus zivilrechtsdogmatischer Sicht würde man hier zwar wohl
nicht mehr von „Schadenersatzverpflichtungen“ sprechen, ver-
wenden Lehre und Judikatur doch seit jeher viel Mühe darauf,
den (verschuldensunabhängigen) negatorischen Beseitigungsan-
spruch vom (verschuldensabhängigen) Schadenersatzanspruch
abzugrenzen.39 Nach der überzeugenden Auffassung des BGH
muss eine Deckungspflicht des Haftpflichtversicherers aber da-
ran nicht scheitern. Der in den AVB verwendete Begriff „Scha-
denersatz“ sei nämlich kein klar konturierter Begriff der Rechts-
sprache.40 Auszulegen sei der Begriff daher anhand der Verständ-
nismöglichkeiten des durchschnittlichen VN, der die AVB auf-
merksam liest und verständig – unter Abwägung der Interessen
der beteiligten Kreise und unter Berücksichtigung des erkennba-
ren Sinnzusammenhanges – würdigt.41

Dafür spricht im österreichischen Recht nicht nur, dass § 149
VersVG – in durchaus offener Formulierung – von der „Verant-
wortlichkeit“ gegenüber einem Dritten „für eine während der
Versicherungszeit eintretende Tatsache“ spricht. Die Position
des BGH ist schon allein deshalb überzeugend, weil sich der
vom Dritten geltend gemachte Anspruch nach ausländischem
Recht richten und einer Qualifikation anhand der heimischen
Rechtssprache entziehen kann. So ist anderen Rechtsordnungen
eine Unterscheidung zwischen Schadenersatz und Beseitigung
überhaupt fremd. Etwa im common law werden Beeinträchtigun-
gen des Eigentumsrechts in erster Linie durch Schadenersatzan-
sprüche kompensiert;42 und auch im französischen Recht wird
„der Güterschutz ausschließlich dem Deliktsrecht überlassen“.43

Hinzu kommen die eminenten Abgrenzungsprobleme zwi-
schen Schadenersatz und Beseitigung, hat der Beseitigungsan-
spruch doch häufig „zumindest ein Stück weit dieselbe wiederher-
stellende Wirkung wie der Schadenersatzanspruch“.44 Nicht ohne
Grund gilt die Grenzziehung zwischen Beseitigung und Schaden-
ersatz daher als „das am wenigsten gelöste Problem des § 1004
BGB“.45

Dazu muss man nur an den – im Kontext von Umweltschä-
digungen naheliegenden – Fall einer Bodenkontamination den-
ken. Versickert etwa Öl auf einem Grundstück, stellt sich die
Frage, ob die Dekontamination noch Beseitigung einer Störung
oder schon Ersatz eines Schadens ist.46 Teile der Lehre gewähren
hier nur (verschuldensabhängigen) Schadenersatz, weil die Stö-
rungsquelle nicht mehr hinreichend individualisierbar sei.47 Der
BGH gewährt dem Betroffenen hingegen schon im Rahmen der
Beseitigung einen (verschuldensunabhängigen) Anspruch auf
Bodenaustausch. Er spricht in diesem Zusammenhang aber
selbst von der „Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands
des beeinträchtigten Grundstücks“.48

Dass der BGH den Bodenaustausch unter dem Titel der Be-
seitigung gewährt, ist dabei Ausdruck einer durchaus großzügi-
gen Handhabung des negatorischen Rechtsschutzes.49 Dahinter
steht nicht zuletzt die pragmatische Überlegung, durch Zurück-
drängen verschuldensabhängiger Schadenersatzansprüche die
Rechtsschutzmöglichkeiten des Gestörten zu stärken.50

Was im allgemeinen Zivilrecht eine gewisse Berechtigung ha-
ben mag, sollte im Versicherungsrecht aber nicht reflexartig dem
VN „auf den Kopf fallen“. Verpflichtet man ihn nämlich schon
dazu, verschuldensunabhängig das zu beseitigen, was man guten
Gewissens auch als (lediglich verschuldensabhängig zu ersetzen-
den) „Schaden“ etikettieren könnte, sollte man ihm nicht auch
noch den dazugehörigen Haftpflichtversicherungsschutz neh-
men. So bejaht der BGH eine Deckungspflicht des VR „jeden-

falls“ dann, wenn der vom Dritten erhobene Beseitigungsan-
spruch „dieselbe wiederherstellende Wirkung“ hat wie ein Scha-
denersatzanspruch.51

Für den Fall Lliuya verlagert sich das Auslegungsproblem da-
mit freilich nur auf eine andere Ebene, nämlich auf die Frage, ob
der vom Dritten (= Klimakläger) geltend gemachte Anspruch
„wiederherstellende Wirkung“ hat. Anders gewendet, kann man
auch fragen, ob der Dritte hier schon Ersatz für die „Beschädi-
gung einer Sache“ (Art 1.2.3 AHVB) verlangt.

Dagegen spricht, dass bisher nur das Wasser im Gletschersee
über dem Grundstück des Dritten (= Klimakläger) gestiegen,
dessen Grundstück aber noch unversehrt geblieben ist. So betont
auch der Kläger in seiner Klageschrift, dass er von RWE gerade
keinen Schadensausgleich verlange. Er verlange vielmehr die Be-
teiligung an Schutzmaßnahmen zur Schadensabwehr.52 In der
Literatur wird dieses Begehren denn auch nicht einmal als Besei-
tigungs-, geschweige denn als Schadenersatz-, sondern als vor-
beugender Unterlassungsanspruch eingeordnet. Dem steht im
deutschen Recht nicht entgegen, dass sich der Anspruch inWirk-
lichkeit auf ein aktives Tun (Errichtung bzw Finanzierung von
Schutzmaßnahmen) richtet.53

Für eine Deckungspflicht könnte hingegen sprechen, dass
nach verbreiteter Auffassung schon die Gefährdung eines
Rechtsguts eine schadenersatzrechtlich auszugleichende Rechts-
gutbeeinträchtigung sein kann.54 Schließlich wird bereits das ge-
fährdete Rechtsgut am Markt mit einem Preisabschlag bewer-
tet.55 So gewendet, könnte der (reale) Sachschaden von Herrn
Lliuya bereits in der Gefährdung seines Grundstücks liegen;56
seine Klage wäre bei dieser Sichtweise auf Ersatz seiner zur Wie-
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derherstellung eines „ungefährdeten“ Grundstücks erforderli-
chen Aufwendungen gerichtet, somit auf Naturalrestitution
(§ 1323 ABGB).

Unabhängig davon, spricht für eine Deckungspflicht letztlich
entscheidend Art 5.5.1 AHVB, wonach auch sogenannte „Ret-
tungskosten“ zu ersetzen sind. Damit sind jedenfalls im Zweifel
(§ 915 ABGB) auch Aufwendungen vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls zur Abwendung oder Minderung eines sonst beim
Dritten eintretenden versicherten Schadens gemeint.57 Gerade
um solche Aufwendungen geht es auch Herrn Lliuya: RWE soll
sich finanziell an der Errichtung von Schutzmaßnahmen beteili-
gen, damit bei ihm (dem „Dritten“ iSd AHVB) kein (jedenfalls
versicherter!) Schaden entsteht.

Dass solche Rettungskosten ersetzt werden, ist auch aus der
Perspektive des Haftpflichtversicherers sinnvoll, weil sonst kein
Anreiz für den VN bestünde, das Entstehen eines versicherten
Schadens (für den der VR deckungspflichtig wäre!) zu verhin-
dern. Geht man davon aus, dass der VN überhaupt im Interesse
des VR zur Schadensverhütung verpflichtet ist (§ 62 VersVG),58
ist eine Pflicht zum Ersatz der Rettungskosten ohnehin folgerich-
tig (s § 63 VersVG).

Spätestens über Art 5.5.1 AHVB „rutschen“ daher auch noch
solche Beseitigungs- und Unterlassungsansprüche in den Haft-
pflichtversicherungsschutz, mit denen der Dritte den Ersatz von
Rettungskosten verlangt. Dass für entsprechende Klagen auch
eine Abwehrdeckung besteht, ergibt sich sodann daraus, dass
der einschlägige Art 1.2.1.2 AHVB den Art 5 Pkt 5. zur Gänze
(somit einschließlich Art 5.5.1 über die Rettungskosten) in Bezug
nimmt.

Unterlassungsansprüche im Interesse der
Allgemeinheit sind nicht gedeckt.

Gewährt man somit auch für Ansprüche auf Ersatz von „Ret-
tungskosten“ noch Versicherungsschutz, stellt sich die Frage,
wo die Grenze des Versicherungsschutzes liegt. Wie ist etwa
mit Unterlassungsansprüchen umzugehen, die – wie für Unter-
lassungsansprüche im österreichischen Recht typisch – lediglich
auf ein passives Tun gerichtet sind?

Exemplarisch dafür ist der Fall Shell: Shell soll nicht für bereits
eingetretene „Klimaschäden“ zur Kasse gebeten werden oder sich
an Schutzmaßnahmen zur Abwehr eines unmittelbar drohenden
Schadens beteiligen, sondern pro futuro dazu verpflichtet wer-
den, künftig einen Teil seiner CO2-Emissionen zu „unterlassen“.59
Auch die derzeit anhängigen Verfahren gegen deutsche Automo-
bilhersteller gehen vorwiegend auf solche Unterlassungsklagen
zurück: Die Hersteller sollen es ab 2030 „unterlassen“, Fahrzeuge
mit Verbrennungsmotor in Verkehr zu bringen.60

Eine Befreiungspflicht des VR kommt hier von vornherein
nicht in Frage, da eine „Befreiung“ oder „Freistellung“ von einer
Unterlassungspflicht ohnedies nur schwer vorstellbar ist.61 Un-
klarer erscheint die Bedingungslage aber hinsichtlich der Ab-
wehrfunktion (Art 1.2.1.2 AHVB); denn die Abwehr einer Un-
terlassungsklage wäre ebenso möglich wie die Abwehr einer
Schadenersatzklage.

Gegen eine Deckung spricht der Wortlaut des Art 1.2.1.2
AHVB, weil es eben nicht um eine „Schadenersatzverpflichtung“
geht. Wenn die Haftpflichtversicherung aber der Abwehr von
Schadenersatzansprüchen dient, wäre es aus Sicht des durch-
schnittlichen VN auch nicht abwegig, dass die Abwehr vorgela-
gerter Unterlassungsansprüche noch gedeckt ist (§ 915 ABGB),
weil mit solchen Unterlassungsansprüchen ja gerade das Entste-

hen eines (gedeckten) Schadens verhindert werden soll.62 Dafür
könnte auch sprechen, dass § 149 VersVG von der „Verantwort-
lichkeit“ gegenüber dem Dritten spricht und damit nicht den en-
gen Begriff der „Schadenersatzverpflichtung“ wählt.

Hier werden sich schwierige Abgrenzungsfragen stellen, wo-
bei mE jedenfalls eine Deckung für solche Unterlassungsklagen
ausscheiden muss, die nicht der Abwehr eines Schadens eines
individuell bezeichneten Dritten dienen, sondern im Interesse
der Allgemeinheit – etwa von einer Umweltschutzorganisation
– erhoben werden. Für solche Fälle ist die Haftpflichtversiche-
rung nicht gemacht, weil sie an (allenfalls drohende) Schäden
an Rechtsgütern von Individuen anknüpft (s § 149 VersVG).

Weitere Abgrenzungsprobleme stellen sich dadurch, dass Kli-
makläger häufig mehrere Begehren kumulieren. So verlangen et-
wa die indonesischen Inselbewohner von Holcim erstens Aus-
gleich für bereits eingetretene Klimaschäden (Schadenersatz),
zweitens Geld für Schutzmaßnahmen (Rettungskosten) und drit-
tens eine drastische Reduktion künftiger CO2-Emissionen (Un-
terlassung).63 In einem solchen Fall kommt eine Freistellungs-
pflicht des VR nur für den ersten und für den zweiten, nicht aber
für den dritten Anspruch in Frage. Mit Blick auf die Abwehrde-
ckung stellt sich hingegen die schwierige Frage, ob der VR nur
einen (nach welchen Kriterien abzugrenzenden?) Teil der Ver-
fahrenskosten tragen muss64 oder ob er – weil der Dritte zumin-
dest auch einen gedeckten Anspruch geltend macht – die gesam-
ten Verfahrenskosten übernehmen muss.65

b) Sachschäden
Die bisherigen Überlegungen sind von der primären Risikobe-
schreibung des Art 1.1 AHVB ausgegangen. Für „Sachschäden
durch Umweltstörung“ besteht hingegen Versicherungsschutz
nur nach Maßgabe des Art 6 AHVB bei Abschluss eines geson-
derten (Umwelthaftpflichtversicherungs-)Vertrags,66 sodass hier
weitere Deckungsvoraussetzungen zu prüfen sind.

Für Klimaklagen wegen Sachschäden sind die
Umwelthaftpflichtbedingungen maßgebend.

Zunächst stellt sich dabei die Frage, ob „Klimakläger“ Sachschä-
den wegen einer „Umweltstörung“ geltend machen. Dass dies
nicht so selbstverständlich ist wie es vielleicht scheinen mag,
zeigt der Fall Aloha Petroleum. Dort argumentiert der VN, die
ihm zur Last gelegten CO2-Emissionen seien mit „traditional en-
vironmental pollution“ nicht vergleichbar, weshalb die vereinbarte
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„pollution exclusion“67 – die im Anlassfall einem Risikoausschluss
entspricht – nicht greife.

Für diesen Standpunkt könnte auch nach den österreichischen
Bedingungen prima facie sprechen, dass Art 6.1 AHVB die Um-
weltstörung als „Beeinträchtigung“ von Luft, Erdreich oder Ge-
wässern definiert, die Emission auch größerer Mengen an Treib-
hausgasen aber nicht unmittelbar zu Umwelt- oder Gesundheits-
schäden führt. Während „klassische“ Schadstoffe zu Gesund-
heitsschäden und Belastungen von Ökosystemen führen, ist
CO2 farb-, geruch- und geschmacklos.68 Es kommt natürlicher-
weise in der Luft vor und wird auch im menschlichen Körper
produziert. In geringen Konzentrationen hat es keine negativen
Auswirkungen auf die Gesundheit oder die Umwelt.69

Freilich genügt nach hA für eine Umweltstörung „jede Verän-
derung der natürlichen Zusammensetzung [der Luft] aus Stickstoff,
Sauerstoff, Kohlendioxid, Wasserstoff und verschiedenen Edelga-
sen“.70 Darunter lässt sich auch der anthropogene Klimawandel
subsumieren, weil auch der Ausstoß bloß geringer Mengen CO2
die natürliche Zusammensetzung der Luft (wenngleich geringfü-
gig) verändert.

Für diese Sichtweise spricht schließlich der für die Auslegung
von AVB maßgebende Horizont des durchschnittlichen VN;
denn „the average person on the street would view greenhouse ga-
ses as polluting the environment“.71 Der typische VN wird dabei
nicht so sehr an einzelne Moleküle, sondern an den Gesamteffekt
von Treibhausgasemissionen denken: „Carbon dioxide may not
be a pollutant in a single office building, but it is when billions
of tons are added to the atmosphere every year.“72

Bei der Auslegung ist sodann der für den VN erkennbare
Zweck der jeweiligen Vertragsbestimmung zu berücksichtigen.73
Dass Umwelthaftpflichtansprüche nur bei gesonderter Vereinba-
rung versichert sind, liegt daran, dass sie einer gesonderten Ri-
sikokalkulation bedürfen. Sie werden daher aus der allgemeinen
Risikogemeinschaft der Haftpflichtversicherten herausgelöst und
einer eigenen Versichertengemeinschaft zugeordnet.74 Dies
rechtfertigt sich dadurch, dass Umweltschäden bei einer Vielzahl
an (ex ante schwer ermittelbaren) Betroffenen entstehen können
und damit gewissermaßen „die Allgemeinheit“ betreffen.

Normalbetriebsschäden sind nicht gedeckt.

Darauf hat das OLG Köln bereits in einem Fall abgestellt, in dem
der VN bei Korrosionsschutzarbeiten Farbpartikel in die Luft
ausstieß, die vom Wind mehrere Hundert Meter weit getragen
wurden und Schäden an mehreren PKW anrichteten: Weil die
Farbpartikel „durch den zusätzlichen Einfluß von Wind oder ähn-
lichen Kräften beliebig in die Höhe gewirbelt werden, ist nicht mehr
absehbar, wo sie niedergehen könnten und wessen Eigentum sie
dann beschädigen mögen. In diesem Fall ist unüberschaubar, wel-
che und wieviele Personen Schäden anmelden könnten. Wie es bei
Umweltschäden typisch ist, kann hierdurch jeder Beliebige getrof-
fen werden; derartige Schäden betreffen eben die Allgemeinheit“.75

Diese Überlegungen treffen auf Klimaschäden geradezu ideal-
typisch zu. Ansprüche wegen Sachschäden fallen somit in die
Umwelthaftpflichtversicherung; sie sind daher nur nach Maßga-
be des Art 6 AHVB versichert.

Als „Sargnagel“ für die Deckung erweist sich dabei Art 6.2
AHVB, wonach Versicherungsschutz nur besteht, wenn die Um-
weltstörung „durch einen einzelnen, plötzlich eingetretenen, un-
vorhergesehenen Vorfall ausgelöst wird, welcher vom ordnungs-
gemäßen, störungsfreien Betriebsgeschehen abweicht“.76 Dieser
Tatbestand ist für Klimaklagen regelmäßig nicht erfüllt, denn

die Anlagen beklagter Treibhausgasemittenten laufen „unstreitig
dauerhaft im störungsfreien Normalbetrieb“.77 Dass die emittierten
Treibhausgase sich in der Atmosphäre festsetzen und das globale
Klima anheizen, ist eine betriebsbedingt unvermeidbare Konse-
quenz des genehmigten Betriebs, sodass keine Deckung besteht
(zur Klauselkontrolle noch E.).

An solchen „Normalbetriebsklauseln“ dürfte die Versiche-
rungsdeckung auch in anderen Ländern vielfach scheitern. So
wies etwa der Supreme Court of Virginia die Deckungsklage
von AES letztlich ab, weil die AVB die Versicherungsdeckung
an einen Störfall (occurence) knüpften. Die streitgegenständli-
chen „Klimaschäden“ seien demgegenüber „the natural and pro-
bable consequence“ der CO2-Emissionen von AES.78 Auch nach
den schweizerischenMusterbedingungenmuss die Umweltbeein-
trächtigung Folge eines „einzelnen, plötzlich eingetretenen, un-
vorhergesehenen Ereignisses“ sein (Art 6 lit b AVB).

In Deutschland ist die Bedingungslage hingegen ungleich ver-
worrener. Zwar sind auch dort „Ansprüche wegen Schäden, die
durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf
genommene Umwelteinwirkungen entstehen“, grundsätzlich
nicht versichert (Ziff 6.2 UHV).79 Ziff 6.2 UHV sieht freilich
postwendend einen Wiedereinschluss80 für den Fall vor, dass
„der VN den Nachweis erbringt, dass er nach dem Stand der Tech-
nik zum Zeitpunkt der schadensursächlichen Umwelteinwirkungen
[. . .] die Möglichkeit derartiger Schäden nicht erkennen musste“.81
Damit bewirkt Ziff 6.2 UHV nach hA „de facto einen Einschluss
für Normalbetriebs- und Entwicklungsrisiken“,82 was ehebliche
„Unsicherheit“83 über die Deckung von Klimaklagen bewirkt.

In Österreich gibt es diese Unsicherheit nicht: Die spezielle
Risikobeschreibung für die Umwelthaftpflichtversicherung in
Art 6.2 AHVB verdeutlicht, dass Normalbetriebsschäden keinen
Versicherungsschutz genießen. Dies gilt in Österreich allerdings
nur für Sachschäden, nicht hingegen für Personenschäden. Die
schweizerischen Musterbedingungen verweigern eine Deckung
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für Normalbetriebsschäden hingegen unabhängig davon, ob es
sich um Personen- oder Sachschäden handelt (zur Klauselkon-
trolle noch E.).

Damit sind einige Weichen gestellt. Eine Deckungspflicht des
VN kommt zwar grundsätzlich jedenfalls dann in Frage, wenn
der geschädigte Dritte den VN auf Schadenersatz oder auf Ersatz
von Rettungskosten (Art 5.5.1 AHVB) in Anspruch nimmt
(C.3.a.). Soweit es um Sachschäden geht, steht der Deckungs-
pflicht des VR aber regelmäßig Art 6 AHVB entgegen, der den
Versicherungsschutz an einen „Vorfall“ knüpft. Sachschäden aus
dem Normalbetrieb – um die es bei Klimaklagen geht – sind
demgegenüber nicht versichert (C.3.b.).

c) Personenschäden
Nach dem bisher Gesagten kommt eine Deckungspflicht somit
nur noch hinsichtlich Klagen wegen Personenschäden in Be-
tracht. Zu denken wäre dabei an Hitzetode oder chronische Er-
krankungen.84 Ein Beispiel dafür aus dem Öffentlichen Recht lie-
fert der an Multipler Sklerose erkrankte Mex M, dessen Klima-
klage gegen die Republik Österreich gerade beim EGMR verhan-
delt wird. Seine Krankheitssymptome verstärken sich bei
zunehmender Temperatur; ab einer gewissen Temperatur ist er
auf einen Rollstuhl angewiesen.85 Hier liegt eine „Gesundheits-
schädigung“ iSd Art 1.2.3 AHVB vor, sodass Schadenersatzver-
pflichtungen wegen solcher und gleichgelagerter Fälle in die pri-
märe Risikobeschreibung des Art 1.1 AHVB fallen würden. Ob
eine Deckungspflicht besteht, entscheidet sich daher frühestens
bei den Risikoausschlüssen.

Dabei könnte sich der Blick zunächst auf den Risikoausschluss
für vorsätzliche Handlungen richten. Schon von Gesetzes wegen
entfällt die Leistungspflicht des VR, wenn der VN den Dritten
vorsätzlich und widerrechtlich schädigt (§ 152 VersVG86).
Art 7.2.1 AHVB präzisiert diese Vorgabe: Demnach scheidet eine
Deckung aus, wenn der VN eine Handlung oder Unterlassung
setzt, bei welcher der Schadenseintritt mit Wahrscheinlichkeit er-
wartet werden musste, jedoch in Kauf genommen wurde.

Damit wird klargestellt, dass bedingter Vorsatz genügt (§ 5
Abs 1 StGB), dass sich der Vorsatz aber auf den konkreten Scha-
den beziehen muss. Gerade daran könnte es im hier interessie-
renden Zusammenhang fehlen. Es erscheint etwa zweifelhaft,
dass die Repräsentanten eines Energieunternehmens in Europa
Schäden durch einen überlaufenden Gletschersee in Peru vor-
sätzlich „in Kauf nehmen“.

Freilich verschärft Abschnitt A 3. EHVB den Vorsatzaus-
schluss für die Betriebshaftpflichtversicherung.87 Demnach ge-
nügt schon grobe Fahrlässigkeit hinsichtlich des Schadensein-
tritts, wenn „bewusst den für den versicherten Betrieb oder Beruf
geltenden Gesetzen, Verordnungen oder behördlichen Vorschrif-
ten zuwidergehandelt wurde“. Der Vorsatz muss sich also nicht
mehr auf den Schadenseintritt, sondern nur noch auf den Ver-
stoß richten.

Nun wird den carbon majors vorgeworfen, dass sie im vollen
Bewusstsein der allseits bekannten Gefahren des Klimawandels
weiterhin CO2 emittieren. VR könnten daher geneigt sein, die
Deckungmit Verweis auf den (in der Betriebshaftpflichtversiche-
rung verschärften) Vorsatzausschluss abzulehnen.88

Überzeugend wäre dieses Argument indessen nicht; denn vor-
sätzlich handeln kann nur, wer rechtswidrig handelt (Art 7.2
AHVB). So spricht Abschnitt A 3. EHVB ausdrücklich von ei-
nem Verstoß gegen Gesetze, Verordnungen oder behördliche
Vorschriften. Gerade daran fehlt es mit Blick auf eine etwaige
„Klimahaftung“ aber in aller Regel. Beklagte Unternehmen ver-

fügen durchwegs über Betriebsanlagengenehmigungen.89 In der
EU ist die Emission von Treibhausgasen umfassend reguliert. Auf
Basis des Kyoto-Protokolls besteht ein System zum Handel von
Emissionszertifikaten (ETS).90 Wer im Rahmen der ihm zugeteil-
ten Zertifikate CO2 emittiert, handelt daher nicht rechtswidrig
und daher auch nicht vorsätzlich.91

Nun ist zwar richtig, dass „Klimakläger“ häufig gerade die
haftungsbefreiende Wirkung von Emissionszertifikaten in Frage
stellen.92 Aber selbst wenn man für die Deckungspflicht auf das
Vorbringen des Dritten abstellt,93 dürfte der Vorsatzausschluss
keine praktische Bedeutung erlangen. „Klimakläger“ werden sich
nämlich kaum je auf den Vorwurf vorsätzlichen Handelns be-
schränken, weil sie sich damit ins eigene Fleisch schneiden wür-
den. Für eine zivilrechtliche Haftung des Emittenten genügte ja
(leichte) Fahrlässigkeit.94 Sobald sich „Klimakläger“ aber auch
auf Fahrlässigkeit oder eine verschuldensunabhängige Gefähr-
dungs- oder Eingriffshaftung – und damit auf einen gedeckten
Sachverhalt – stützen, greift der Vorsatzausschluss nicht mehr.95

Keine Bedeutung hat schließlich die sogenannte Allmählich-
keitsklausel (Art 7.11 AHVB). Denn diese Klausel gilt nur für
Sachschäden, deren Deckung aber ohnehin schon die Normal-
betriebsklauseln ausscheidet. Für die hier einzig noch interessie-
renden Personenschäden ist die Klausel hingegen gerade nicht
anwendbar.

Für Personenschäden bestehen keine Risiko-
ausschlüsse, aber Risikobegrenzungen.

Somit fallen Schadenersatzverpflichtungen wegen Personenschä-
den nicht nur in die primäre Risikobeschreibung der Haftpflicht-
versicherung; ihrer Deckung stehen auch keine Risikoausschlüs-
se entgegen. Zu prüfen bleiben aber noch Risikobegrenzungs-
klauseln.

Eine zeitliche Risikobegrenzung könnte Art 4.1 AHVB bewir-
ken. Demnach sind Versicherungsfälle, die zwar während der
Wirksamkeit des Versicherungsschutzes eingetreten sind (und
die daher grundsätzlich versichert wären), deren Ursache jedoch
in die Zeit vor Vertragsabschluss fällt, nur gedeckt, wenn dem
VN bis Vertragsabschluss von der Ursache nichts bekannt war.
Da Klimakläger vielfach die – dem VN bekannten – kumulierten
Treibhausgasemissionen der letzten 150 Jahre für ihre Schäden
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verantwortlich machen,96 wäre denkbar, dass sich der VR auf den
„Vorlastenausschluss“97 (Art 4.1 AHVB) beruft.

Erfolgreich dürfte dieser Einwand des VR indessen nicht sein.
Erstens soll Art 4.1 AHVB einen unlauteren Wissensvorsprung
des VN unterbinden,98 während der Umstand, dass ein Industrie-
unternehmen Treibhausgase emittiert, ganz allgemein – somit
auch dem VR – bekannt ist. Für solche Fälle dürfte die Klausel
nicht gemacht sein (vgl auch § 16 Abs 3 Satz 1 VersVG). Zwei-
tens ist zwar die vermeintliche Ursache der nunmehr geltend ge-
machten Klimaschäden (somit die CO2-Emissionen des VN) all-
gemein bekannt; dem VNmusste aber gerade nicht der Umstand
bekannt sein, dass daraus ein Haftungsrisiko für weit entfernte
Klimaschäden resultieren kann. Drittens dauern die Emissionen
bis heute an. Daher lässt sich nicht sagen, dass die Ursache für die
heute eintretenden Klimaschäden ausschließlich vor Versiche-
rungsbeginn liegt.

Während somit Art 4.1 AHVB den Versicherungsschutz in
zeitlicher Sicht kaum wirksam begrenzen dürfte, zieht Art 3.1
AHVB in örtlicher Sicht eine wichtige Grenze ein. Demnach be-
steht Versicherungsschutz nur für „in Österreich eingetretene Ver-
sicherungsfälle“. Daran müsste für den Großteil der bislang be-
kanntgewordenen Fälle – etwa Lliuya oder Holcim – die De-
ckungspflicht auch für Personenschäden letztlich scheitern.99

Sodann wird es regelmäßig zu einer betraglichen Begrenzung
der Deckungspflicht kommen. Zum einen kann zwischen VR
und VN ein Selbstbehalt vereinbart sein.100 Zum anderen gebührt
dem VN pro Versicherungsfall die Versicherungssumme nur ein-
mal (Art 5.1 AHVB). Dabei gelten nach Art 1.2 AHVB „mehrere
auf derselben Ursache beruhende Schadenereignisse“ als ein Ver-
sicherungsfall. Gleiches gilt für Schadenereignisse, die „auf
gleichartigen, in zeitlichem Zusammenhang stehenden Ursachen
beruhen“.

Diese „Serienschadenklausel“101 dürfte auch für Klimaklagen
eine substantielle Begrenzung der Deckungspflicht bewirken.
Klimakläger stützen sich schließlich jeweils auf dieselbe Ursache
der Schadenereignisse, nämlich die kontinuierliche Emission von
CO2. Dabei ist es unmöglich, einzelne Schäden einzelnen Mole-
külen zuzuordnen. Vielmehr sind alle auf die CO2-Emissionen
eines Emittenten zurückzuführenden Schäden ein Versiche-
rungsfall. Die vereinbarte Versicherungssumme wird daher nur
einmal fällig (Art 5.1 AHVB).

Damit lässt sich ein weiteres Zwischenfazit ziehen. Ersatz-
pflichten wegen Personenschäden fallen grundsätzlich in den
Deckungsbereich der Haftpflichtversicherung; es greifen auch
keine Risikoausschlüsse. Allerdings bestehen in örtlicher wie in
betraglicher Hinsicht praktisch bedeutsame Begrenzungen des
Versicherungsschutzes. Daher besteht für VR auch hinsichtlich
Personenschäden letztlich nur ein eingeschränktes Expositions-
risiko.

Während somit in der Haftpflichtversicherung die Deckungs-
pflicht stark eingeschränkt ist, richtet sich der Blick abschließend
auf die Rechtsschutzversicherung. Dabei soll es – der Zielrich-
tung des Beitrags entsprechend – nicht um eine etwaige Rechts-
schutzdeckung für die Durchsetzung von Ansprüchen der „Kli-
makläger“ gehen (Aktivprozess), sondern um eine Rechtsschutz-
deckung für die Abwehr solcher Ansprüche durch die beklagten
Treibhausgasemittenten (Passivprozess).

Freilich gibt es auch in der Rechtsschutzversicherung – wie in
der Haftpflichtversicherung – keine „All Risk-Versicherung“.

Wofür der VR deckungspflichtig ist, ergibt sich vielmehr wiede-
rum aus der individuellen Vereinbarung zwischen VN und VR.102
VR bieten aber standardisierte Rechtsschutzbausteine an
(Art 17ff ARB 2015).103

a) Schadenersatz
Auf den ersten Blick könnte zumindest für einen Teil der Klima-
klagen – nämlich für Schadenersatzklagen (C.3.a.) – der „Scha-
denersatz-Rechtsschutz für den Betriebsbereich“ (Art 19.1.3.
ARB) einschlägig sein. Auf den zweiten Blick erweist sich dieser
Baustein freilich als unpassend; denn er deckt nur die „Geltend-
machung“ (Art 19.2.1. ARB) von Schadenersatzansprüchen.104
Gedeckt sind also nur Aktivprozesse, nicht aber Passivprozes-
se,105 um die es hier ausschließlich gehen soll.

b) Grundstückseigentum
Näher zu prüfen ist der „Rechtsschutz für Grundstückseigentum
und Miete“ (Art 24 ARB). Dieser Baustein deckt insbesondere
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen „aus dinglichen Rech-
ten“, was deliktsrechtliche Ansprüche aus dem Eigentum106 und
nachbarrechtliche Ansprüche einschließt.107

Solche Ansprüche spielen für Klimaklagen zwar eine überra-
gende Rolle, weil Klimakläger häufig eine Verletzung ihres Ei-
gentumsrechts (etwa Schäden an Immobilien) geltend machen
und – wie exemplarisch der Fall Lliuya zeigt – zunehmend auch
das private Nachbarrecht für ihre Zwecke fruchtbar machen.
Rechtsschutzversichert ist aber nur das dingliche Recht des VN
in seiner Eigenschaft als Eigentümer oder sonst Nutzungsberech-
tigter am versicherten Objekt (Art 24 ARB).108 Nicht versichert
sind hingegen die dinglichen Rechte Dritter, die aus deren Ver-
letzung Ansprüche gegen den VN herleiten.

Um dennoch eine Deckungspflicht des VR begründen zu kön-
nen, müsste man daher den Spieß umdrehen. Denn vielfach be-
rufen sich nicht nur „Klimakläger“ auf ihr dingliches Recht. Viel-
fach wird der beklagte Treibhausgasemittent dem Begehren des
„Klimaklägers“ sein eigenes dingliches Recht entgegenhalten, das
ihn zur Nutzung seiner Betriebsanlagen im Rahmen öffentlich-
rechtlicher Genehmigungen berechtigt (§§ 354, 364a ABGB).109
Zweck des Nachbarrechts ist es ja gerade, die „widerstreitenden,
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prinzipiell aber gleichrangigen Nutzungsinteressen verschiedener
Grundstückseigentümer zum Ausgleich [zu] bringen“.110

So ist in Art 24.2.2. ARB neben der „Geltendmachung“ aus-
drücklich auch die „Abwehr“ nachbarrechtlicher Ansprüche ge-
deckt, wozu beispielhaft die Abwehr von Unterlassungsansprü-
chen nach § 523 ABGB oder einer Eingriffshaftung nach § 364a
ABGB – die im Übrigen auch den Ersatz von Personenschäden
umfassen kann111 – gezählt wird.112 Nun erscheint zwar kurios,
dass die Geltendmachung globaler Klimanachteile ausgerechnet
über das Nachbarrecht erfolgen soll.113 Wenn Klimakläger aber
diesen Ansatzpunkt wählen, käme eine Deckungspflicht des
Rechtsschutzversicherers des Beklagten grundsätzlich in Frage.

Letztlich wird eine Deckungspflicht aber an den gebräuchlichen
Risikoausschlüssen scheitern. So besteht nach Art 7.1.2. ARB
kein Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher In-
teressen in ursächlichem Zusammenhang mit „Katastrophen“.

Eine Katastrophe liegt etwa vor, wenn „durch ein Naturereig-
nis [. . .] eine außergewöhnliche Schädigung von Menschen oder
Sachen eingetreten ist oder unmittelbar bevorsteht.“ Diese „Ka-
tastrophenklausel“ wird jedenfalls Extremwetterereignisse wie
Hurrikans (Comer), womöglich aber auch das Überlaufen eines
Gletschersees (Lliuya) und unter Umständen gar die Klimakrise
an sich mit ihren Konsequenzen für Permafrostböden (Kivalina)
oder den Meeresspiegel (Holcim) erfassen.

Zwar berufen sich „Klimakläger“ darauf, dass menschliches
Verhalten zur jeweiligen Katastrophe geführt hat. Freilich liegt
der – auch für den durchschnittlichen VN erkennbare – Zweck
der „Katastrophenklausel“ darin, besonders schwer kalkulierba-
re, weil unabsehbare Risiken vom Versicherungsschutz auszu-
nehmen, die sich typischerweise im Gefolge von schweren über-
individuellen Schadenereignissen materialisieren.114 Extremwet-
terereignisse sind Paradebeispiele dafür; und die Klimakrise an
sich ist zwar kein punktuelles Ereignis, führt aber genauso zu
unkalkulierbaren Risiken. Daher spricht mE viel für die Anwend-
barkeit der „Katastrophenklausel“.

Aber auch wenn man den menschengemachten Klimawandel
nicht als „Katastrophe“ iS der ARB einordnen will, scheitert eine
Deckungspflicht regelmäßig an Art 7.2.1. ARB. Demnach besteht
kein Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher In-
teressen in ursächlichem Zusammenhang mit Ereignissen, die
„auf allmähliche Einwirkungen zurückzuführen sind“. Diese
„Allmählichkeitsklausel“ hat der OGH zwar im Verbraucherge-
schäft als intransparent qualifiziert.115 Wendet man aber das
Transparenzgebot (§ 6 Abs 3 KSchG) nicht analog auf B2B-Ge-
schäfte an, bleibt die Klausel im hier interessierenden Unterneh-
mergeschäft maßgebend.

Sie schließt „kontinuierliche, gewissermaßen schleichende Pro-
zesse, deren Beginn und Ende [. . .] zeitlich nicht eindeutig fixierbar
sind,“116 vom Versicherungsschutz aus. Die globale Klimaerwär-
mung dürfte paradigmatisch für solche schleichenden Prozesse
sein. Es kommt nämlich nach hA für die Anwendbarkeit der
„Allmählichkeitsklausel“ nicht auf die Allmählichkeit des Scha-
denseintritts, sondern auf die Allmählichkeit der Schadensursa-
che an.117 Selbst Klimaklagen wegen plötzlich auftretender Schä-
den – etwa durch das Überlaufen eines Gletschersees – werden
daher der Allmählichkeitsklausel zum Opfer fallen. Dabei
schließt die Allmählichkeitsklausel in der Rechtsschutzversiche-
rung – anders als ihr Pendant in der Haftpflichtversicherung
(Art 7.11 AHVB) – nicht nur Ansprüche wegen Sachschäden,
sondern auch Ansprüche wegen Personenschäden aus.118

Wo eine Deckung trotzdem noch in Frage käme,119 ist schließlich
– ähnlich wie schon in der Haftpflichtversicherung (C.3.c.) – zu
bedenken, dass Versicherungsfälle, deren Ursache in der Zeit vor
Abschluss des Versicherungsvertrags liegt, nur eingeschränkte
Deckung genießen (Art 3.2. ARB), dass die Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen vor österreichischen Gerichten erfolgen
muss (Art 4.1. ARB) und dass für mehrere zusammenhängende
Versicherungsfälle die Versicherungssumme nur einmal gebührt
(Art 6.7.2. ARB: „Serienschadenklausel“).

Damit lässt sich auch für die Rechtsschutzversicherung ein kur-
zes Fazit ziehen. Einer Deckungspflicht des Rechtsschutzversi-
cherers für Klimaklagen stellen sich kaum überwindliche Hin-
dernisse in den Weg. Eine Deckung im „Schadenersatz-Rechts-
schutz“ scheitert daran, dass nur Aktivprozesse, nicht aber Pas-
sivprozesse versichert sind (D.1.a.). Eine Deckung im
„Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete“ käme zwar
grundsätzlich in Betracht (D.1.b.), scheitert jedoch an den ge-
bräuchlichen Risikoausschlüssen, insbesondere der „Katastro-
phenklausel“ und der „Allmählichkeitsklausel“ (D.2.). Überdies
sind die zeitlichen, örtlichen und betraglichen Grenzen des Ver-
sicherungsschutzes zu bedenken (D.3.).

Damit kann Bilanz gezogen werden:
1. Eine allgemeingültige Antwort auf die Frage, ob Versiche-
rungsschutz für Klimaklagen besteht, kann es nicht geben. Maß-
gebend ist stets die individuelle Vereinbarung zwischen VN und
VR. Anhand ihrer AVB sollten VR daher im Rahmen ihres Ri-
sikomanagements (§ 110 VAG) ihr entsprechendes Expositions-
risiko reflektieren (B.).
2. Ausgehend von den Musterbedingungen, ist das Expositions-
risiko für Haftpflichtversicherer aber eingeschränkt. Von vorn-
herein fällt nur ein Teil der Klimaklagen – insbesondere Scha-
denersatzklagen – in die Risikobeschreibung der AHVB (C.3.a.).
Soweit „Klimakläger“ Sachschäden geltend machen, wird eine
Deckung daran scheitern, dass Versicherungsschutz für Sach-
schäden durch Umweltstörungen nur für „Vorfälle“, aber nicht
für Normalbetriebsschäden gewährt wird (C.3.b.). Ein – örtlich
und betraglich stark eingeschränktes – Deckungsrisiko besteht
daher wohl nur hinsichtlich Personenschäden (C.3.c.).
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3. Erwägen könnten Haftpflichtversicherer daher im Rahmen ih-
res Risikomanagements insbesondere, die Deckungspflicht bei
Umweltstörungen – nach dem schweizerischen Vorbild – auch
für Ansprüche wegen Personenschäden an das Vorliegen eines
Störfalls zu knüpfen und Normalbetriebsschäden vom Versiche-
rungsschutz ganz auszuklammern. Gegen eine solche Vertrags-
gestaltung bestünden mE auch keine grundsätzlichen AGB-
rechtlichen Bedenken (§ 879 Abs 3 ABGB). Versicherern muss
es schließlich – wie sich zuletzt für Pandemieschäden gezeigt
hat120 – frei stehen, im Interesse einer vernünftigen Prämienkal-
kulation schwer versicherbare Schäden vom Versicherungs-
schutz auszunehmen. Paradebeispiel für schwer versicherbare
Schäden sind Umweltschäden, die auf den erlaubten Normalbe-
trieb zurückgehen.121 Während man solche Schäden früher
schlechterdings für unversicherbar hielt, hat inzwischen etwa
G. Wagner diese These in Frage gestellt. Er begründet die grund-
sätzliche Versicherbarkeit von Normalbetriebsschäden (s auch
§ 19 dUmweltHG) aber nicht zuletzt mit deren begrenzter
Reichweite122 und klammert dabei ausdrücklich die Frage aus,
„ob und inwieweit das gesamte umweltbezogene Risikopotential
einer auf engstem Raum hoch industrialisierten Gesellschaft die
Kapazitäten des Versicherungsmarktes übersteigt“.123 Gerade um
dieses gewaltige Risikopotential geht es aber im Kontext von glo-
balen Klimaschäden. Die Anzahl potentieller Geschädigter des
Klimawandels ist ebenso unbegrenzt wie die Höhe ihrer Schä-
den; naturwissenschaftliche Prognosen attestieren der Klimakri-
se weltweites und nie da gewesenes Zerstörungspotential. Man
könnte wohl auch sagen: Wenn es überhaupt ein unversicherba-
res Risiko gibt, dann wohl das drohende „Kippen“ des Planeten.
Daher muss es Versicherern freistehen, solche Schäden vomVer-
sicherungsschutz auszunehmen.
4. Im Ergebnis werden Haftpflichtversicherungen daher zur Lö-
sung der Klimakrise wenig beitragen können. Sie sind dazu auch
nicht geeignet. So wie es zur Lösung der Klimakrise wenig bei-
trüge, einzelne und notwendig willkürlich ausgewählte Treib-
hausgasemittenten für bereits eingetretene Klimaschäden zur
Kasse zu bitten,124 gibt es auch keine Rechtfertigung dafür, aus-
gerechnet die Versicherungswirtschaft mit den externen Kosten
klimaschädlicher Wirtschaftsaktivitäten zu belasten. Dagegen
spricht ganz entscheidend auch, dass eine Kollektivierung des
Risikos den Anreiz zu Emissionsreduktionen bei den Emittenten
verringern würde.
5. Die eben angestellten Überlegungen greifen freilich nur für die
Befreiungs-, nicht aber für die Abwehrfunktion (dazu C.1. und
C.2.). Dem könnten Haftpflichtversicherer Rechnung tragen, in-
dem sie zwischen beiden Funktionen der Haftpflichtversiche-
rung differenzieren und beide Bereiche hinsichtlich Deckungs-
umfang, Risikoausschlüssen und Risikobegrenzungsklauseln ver-
schieden ausgestalten. Denn im Unterschied zur Befreiungsde-
ckung ließe sich eine Abwehrdeckung wohl zu vernünftigen
Prämien versichern. So gaben etwa britische VR gegenüber der
britischen Versicherungsaufsicht an, dass sie ihren VN bereits
Versicherungsschutz für die Abwehr von Klimaklagen gewäh-
ren.125 Dass dafür angesichts der medienwirksamen Klimaklagen
eine Nachfrage am Markt besteht, erscheint nicht verwunder-
lich.126
6. Eine Alternative wäre, Versicherungsschutz für Klimaklagen
in der Rechtsschutzversicherung zu suchen. In Österreich fällt
indessen die Suche nach einem passenden Rechtsschutzbaustein
noch schwer. Weder im „Schadenersatz-Rechtsschutz“ noch im
„Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete“ besteht –
wiederum ausgehend von den Musterbedingungen – eine De-

ckungspflicht (D.). Es bleibt daher abzuwarten, ob in Zukunft
entsprechende Produkte ihren Weg auf den Markt finden wer-
den. Einstweilen bleibt das Fazit, dass Versicherungsschutz für
Klimaklagen allenfalls sehr eingeschränkt zusteht.
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